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Obacht beim niederländischen Arbeitsrecht
Über das Arbeitsrecht von in den Niederlanden tätigen Arbeitnehmern und Geschäftsführern sprechen Rechtsanwalt 
Dr. Arjen Westerdijk und Notar Matthijs van Rozen, beide von der Kanzlei KienhuisHoving in Enschede, sowie Mariëlle 
Kisfeld-Mommer und Harold Oude Smeijers, beider Steuerberater und Wirtschaftsprüfer bei der Kanzlei KroeseWe-
vers in Oldenzaal, im Interview. 

Kann ich für meine deutsche 
Tochtergesellschaft mit einem in 
den Niederlanden wohnhaften und 
dort tätigen Arbeitnehmer einen 
Arbeitsvertrag nach deutschem 
Recht schließen?
Dr. Arjen Westerdijk: Das können 
Sie durchaus. Allerdings müssen 
Sie sich dessen bewusst sein, 
dass die sogenannten unabding-
baren oder zwingenden Bestim-
mungen des niederländischen 
Arbeitsrechts auch in dem Fall 
auf den Arbeitsvertrag Anwen-
dung finden. Unabdingbare Be-
stimmungen sind solche, von 
denen auch durch eine vertrag-
liche Vereinbarung nicht abge-
wichen werden kann. Beispiele 
dafür sind die festgelegte Höhe 
des Mindestlohns, die Haftung 
bei Betriebsunfällen und die ge-
setzlichen Vorschriften im Falle 
einer Kündigung. Außerdem gel-
ten die deutschen Vorschriften 
weiterhin, wenn diese für Ihren 
Arbeitnehmer günstiger sind. 
Für Ihren Arbeitnehmer wird al-
so das Beste aus zwei Welten 

vereint, während es für Sie viele 
Unklarheiten gibt. Wir empfehlen 
deshalb, immer einen Arbeits-
vertrag nach niederländischem 
Recht zu schließen, wenn Ihr Ar-
beitnehmer in den Niederlanden 
arbeitet.
Mariëlle Kisfeld-Mommer: Ein 
Mitarbeiter, der in den Nieder-
landen wohnt und vollständig 
in den Niederlanden arbeitet, 
ist in den Niederlanden steu-
erpflichtig und sozialversichert. 
Ein deutscher Arbeitgeber sollte 
für diesen Arbeitnehmer Sozi-
alabgaben, Prämien für die Ar-
beitnehmerversicherungen und 
Lohnsteuer abführen. Dazu be-
nötigt er eine Lohnsteuernum-
mer. Die gesamten Abgaben 
werden in den Niederlanden an 
das niederländische Finanzamt 
– den „belastingdienst“ – abge-
führt. Wichtig ist vor allem, dass 
ein Arbeitsvertrag korrekt aufge-
setzt wird. Arbeitet ein Mitarbei-
ter von seinem Homeoffice aus 
und schließt er keine Verträge 
für das deutsche Unternehmen 
ab, qualifiziert sich sein Home-
office unter bestimmten Voraus-
setzungen nicht als Betriebstätte 
der deutschen GmbH. In diesem 
Fall muss der deutsche Arbeit-
geber nur eine monatliche Lohn-

steuererklärung abgeben. Der 
Arbeitgeber hat in dem Fall keine 
Körperschaftsteuer zu entrich-
ten. Wichtig ist auch, dass der 
Arbeitsvertrag eine konkrete Be-
schreibung der Tätigkeiten des 
Mitarbeiters enthält. Bei einer 
Steuerprüfung kann dieser Ar-
beitsvertrag dann als Beweismit-
tel dienen, aus dem hervorgeht, 
dass das Unternehmen keine 
Betriebsstätte in den Niederlan-
den hat. 
Harold Oude Smeijers: Arbeitet 
ein Mitarbeiter in mehreren Län-
dern, muss festgestellt werden, 
in welchem Land er sozialver-
sichert und steuerpflichtig ist. 
Arbeitet er in einem Angestell-
tenverhältnis und mindestens 25 
Prozent seiner Arbeitszeit in sei-
nem Wohnstaat, ist er in seinem 
Wohnstaat sozialversichert. Mit 
einer sogenannten A1 Beschei-
nigung kann er nachweisen, dass 
er in seinem Wohnstaat sozial-
versichert ist. 

Kann ein Arbeitnehmer auch Ge-
schäftsführer einer juristischen 
Person sein? 
Matthijs van Rozen: Geschäfts-
führer sind immer auf Grundla-
ge eines Arbeitsvertrages oder 
eines Managementvertrages 

tätig. Aber auch ein Dienstver-
trag ist denkbar. Mal angenom-
men, es handelt sich um den 
Geschäftsführer einer niederlän-
dischen B.V., dann wird dieser 
Geschäftsführer von der Gesell-
schafterversammlung bestellt 
und abberufen. Selbstverständ-
lich können Sie in der Satzung 
der Gesellschaft etwas anderes 
festlegen. Außerdem legt die 
Gesellschafterversammlung die 
Arbeitsbedingungen fest. 
Oude Smeijers: In den Nieder-
landen kann ein Geschäftsfüh-
rer, neben seinen Tätigkeiten als 
Geschäftsführer, auch Arbeit-
nehmer sein. Diese Tätigkeiten 
werden als Einkünfte aus einem 
Angestelltenverhältnis besteu-
ert. In grenzüberschreitenden 
Situationen greift dann Artikel 14 
des Doppelbesteuerungsabkom-
mens Deutschland-Niederlande. 
Einkünfte aus Tätigkeiten als Ge-
schäftsführer fallen unter Artikel 
15 DBA.  

Angenommen, ich möchte 
meinem Arbeitnehmer zwar zu-
sätzliche Befugnisse einräumen, 
aber zum Geschäftsführer möchte 
ich ihn nicht bestellen. Was nun? 
Van Rozen: Die Geschäftsfüh-
rung kann einem Mitarbeiter ei-
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ne Vollmacht erteilen, mit der 
der Mitarbeiter im Außenver-
hältnis vertretungsbefugt wird. 
Oftmals werden bestimmte er-
laubte Handlungen in dieser 
Vollmacht näher beschrieben. 
Wichtig ist dabei, dass der Inhalt 
der Vollmacht klar und eindeu-
tig beschrieben wird. Außerdem 
sollte die Vollmacht, so unsere 
Empfehlung, ins Handelsregi-
ster eingetragen werden. Wird 
die Vollmacht gelöscht oder 
verlässt der Mitarbeiter das un-
ternehmen, muss natürlich die 
entsprechende Austragung der 
Vollmacht erfolgen.
Kisfeld: Falls ein in den Nie-
derlanden wohnhafter Mitarbei-
ter von seinem Homeoffice aus 
in einem Angestelltenverhältnis 
arbeitet, sollte geprüft werden, 
ob damit einhergehende zusätz-
liche Befugnisse nicht zu einer 
Betriebsstätte und damit zur Er-
hebung von Körperschaftsteuer 
führen. Eine fallspezifische Be-
ratung wird dringend empfohlen. 

Ich möchte meinen in den Nieder-
landen tätigen Arbeitnehmer ent-
lassen. Muss ich ihm dann eine 
Abfindung zahlen?
Westerdijk: Ja, dem ist auch in 
den Niederlanden so. Arbeitneh-
mer, die mindestens zwei Jah-
re angestellt waren, haben An-
spruch auf eine Abfindung. Das 
gilt auch, wenn Sie beschließen, 
einen befristeten Arbeitsvertrag 
nach zwei Jahren nicht zu ver-
längern. Die sogenannte „tran-
sitievergoeding“ wird immer an-
hand von Halbjahreszeiträumen 
in einem Beschäftigungsverhält-
nis berechnet. Für die ersten 
zehn Jahre in einem Beschäf-
tigungsverhältnis gilt, dass der 
Arbeitnehmer Anspruch auf ein 
Sechstel des Monatsgehalts pro 
Halbjahr hat. Das entspricht 
einem Drittel des Monatsgehalts 
für jedes Beschäftigungsjahr. 
Ist der Arbeitnehmer allerdings 
mehr als zehn Jahre angestellt 
gewesen, dann gilt für die Zeit 
nach den ersten zehn Beschäf-
tigungsjahren eine Abfindung 
von einem Viertel des Monatsge-
halts für jedes volle Halbjahr der 
Beschäftigung. Das entspricht 

einem halben Monatsgehalt pro 
Beschäftigungsjahr. Die „transi-
tievergoeding“ kann höchstens 
das Bruttojahresgehalt betragen. 
Liegt das Jahresgehalt unter 
77.000 Euro brutto, dann kann 
die „transitievergoeding“ höch-
stens 77.000 Euro brutto betra-
gen.

Wie lange müssen Lohnfortzah-
lungen bei langandauernder 
Krankheit im Falle eines in den 
Niederlanden wohnhaften und 
dort arbeitenden Arbeitnehmers 
erfolgen?
Westerdijk: Anders als in 
Deutschland sind Sie während 
der ersten zwei Krankheitsjahre 
zur Lohnfortzahlung verpflichtet. 
Jährlich müssen Sie mindestens 
70 Prozent des Arbeitsentgelts 
fortzahlen. Dabei gilt außerdem, 
dass im ersten Krankheitsjahr 
mindestens der Mindestlohn zu 

zahlen ist. Im zweiten Krank-
heitsjahr gilt dann, dass minde-
stens 70 Prozent des Arbeitsent-
gelts fortgezahlt werden muss. 
Eine eventuelle Differenz zum 
Mindestlohn muss dann nicht 
mehr ausgeglichen werden. 
Falls es jedoch einen Tarifvertrag 
für Ihr Unternehmen oder Ihre 
Branche gibt, besteht die Mög-
lichkeit, dass Sie sogar mehr als 
70 Prozent des Arbeitsentgelts 
fortzuzahlen haben. Spezielle 
Versicherungen ermöglichen es 
allerdings, dieses Risiko abzu-
decken. 

Ich möchte mein Personal an dem 
Unternehmen teilhaben lassen, 
wie genau stelle ich das an?
Van Rozen: Es gibt verschiedene 
Möglichkeiten, um Personal am 
Unternehmen zu beteiligen. Al-
lerdings hat eine solche Betei-
ligung steuerrechtliche Konse-

quenzen. Mindestens genauso 
wichtig ist die sogenannte Exit-
Regelung, wenn ein Mitarbei-
ter das Unternehmen verlässt. 
Üblicherweise gibt es eine so-
genannte „good leaver und bad 
leaver“-Regelung, wonach sich 
der Preis nach dem Grund des 
Ausscheidens aus dem Unter-
nehmen bestimmt. 
Oude Smeijers: Die finanziellen 
Folgen aufgrund einer Besteu-
erung von beispielsweise Per-
sonaloptionen können erheblich 
sein. Es gibt verschiedene Mög-
lichkeiten, um das Personal – so 
günstig wie möglich – an einem 
Unternehmen zu beteiligen. Die 
Möglichkeiten und Regelungen 
sind jedoch sehr komplex. Daher 
ist es vor allem in grenzüber-
schreitende Situationen wichtig, 
sich noch vor einer Beteiligung 
der Mitarbeiter über die steuer-
liche Folgen zu informieren. Die Interviewpartner (von links): Dr. Arjen Westerdijk, Matthijs von Rozen, Mariëlle Kisfeld-Mommer und Harold Oude Smeijers.
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